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UnheiligeAllianzsetztNationalbankunterDruck
SP,Grüne und SVP fordern höhereGewinnausschüttungen für die AHV – damit enden jedoch dieGemeinsamkeiten.

Die Ausschüttungsreserven der
Nationalbank(SNB)betragen84
Milliarden Franken. Viel Geld –
und den Politikern gehen die
Ideen nicht aus, wasman damit
finanzieren könnte. Könnte.
DenndieNationalbank istunab-
hängig. Die Politiker haben ihr
nicht viel zu sagen. Zusammen
mit dem Bundesrat handeln die
Währungshüter jeweilseineVer-
einbarung über die Gewinnaus-
schüttung aus. Die letzten Jahre
verteiltedieSNBzweiMilliarden
Franken an Bund und Kantone,
soferndieReservenüber20Mil-
liardenFranken lagen.

ImJanuarergriffdieNational-
bank die Flucht nach vorn. Sie
verkündeteeineSonderausschüt-
tung: Für die Jahre 2019 und
2020 gibt es zusätzlich je zwei
Milliarden Franken. Es ist gut

möglich, dass die SNB auch in
dennächstenJahrenvierMilliar-
denFrankenausschüttenwird.

Was imText stehtunddie
Parteienwirklich fordern
Ob der Befreiungsschlag funk-
tioniert, ist eine andere Frage.
Die Linke sprach von einem
«Witz». Pierre-Yves Maillard,
SP-Nationalrat und Gewerk-
schaftsboss, erwartet Dutzende
vonNationalbank-Milliardenfür
dieAHV.Eine Idee, die auchbei
der SVP gut ankommt. Die Pole
derSchweizerPolitikhabennun
gesterngezeigt, dass sie es ernst
meinenmit ihrer Forderung.

Grüne, SPundSVPüberwie-
sen eineMotion imNationalrat.
Sieverlangt,dassdieErträgeder
Nationalbank aus den Negativ-
zinsen in die AHVfliessen. Zwi-

schen 2015 und 2018 betrugen
die Negativzinsen um die zwei
Milliarden Franken pro Jahr.
Mittlerweile sind sie gesunken.
JenachSchätzunggehtmanvon
500 Millionen bis zu einer Mil-
liarde Franken aus.

DerZürcherSVP-Nationalrat
AlfredHeer istUrheberderMo-
tion.ErnenntdieNegativzinsen
eine «Strafsteuer, die man den
Leutenzurückgebenmuss».Am
einfachsten gehe das über die
AHV.NimmtmandenMotions-
text genau, dann sollen die Na-
tionalbankgewinne lediglich
umgelagertwerden.EinTeil soll
statt in die Bundeskasse in die
Altersvorsorge fliessen. Doch
Heer sagtegestern inderDebat-
te klar und deutlich: Der Bund
sollevonderNationalbankhöhe-
re Gewinne einfordern. «Bei

einerAusschüttungsreservevon
84 Milliarden Franken sollte es
für die Nationalbank kein Pro-
blem sein, diesen Anteil an den
Bund auszugleichen.» Gleich
sieht es SP-Fraktionschef Roger
Nordmann.Ersprachvoneinem
«politischenSignal»undfordert
von der SNB zusätzliche Aus-
schüttungen. Und so will es im
Übrigen auch eine parlamenta-
rische Initiative der nationalrät-
lichenWirtschaftskommission.

DengleichenFranken
zweiMalausgegeben
WährendHeer verhindern will,
dass die Mehrwertsteuer oder
die Sozialbeiträge für die AHV
erhöhtwerdenmüssen, verfolgt
dieLinke anderePläne.DieGe-
werkschaften fordern eine 13.
AHV-Rente analog zum13.Mo-

natslohn. Zudem will die Linke
dieErhöhungdesFrauenrenten-
alters auf 65 Jahre verhindern.

Eineschlechte IdeefindetFi-
nanzministerUeliMaurerdiesen
Zustupf fürdieAHV.Weil damit
Reformenaufdie langeBankge-
schoben werden. Und weil der
Nationalrat gestern wider-
sprüchlicheEntscheidegetroffen
hat. Zunächst sagte er, dass die
SNB-GewinnefürdenSchulden-
abbau verwendet werden müs-
sen.Danach,dasszumindestein
Teil derGelder in die AHVflies-
sen soll. DerNationalrat hat das
gleiche Geld gestern zwei Mal
ausgegeben. Gut, kommen die
Geschäfte noch in den Stände-
rat.Mannennt ihnauch«cham-
bre de réfléxion.»

Doris Kleck

TrotzCoronamehrGeld fürBildung
27,9Milliarden reichen nicht: Der Ständerat legt bei den Bildungsausgaben nach – undwill so derWirtschaft helfen.

DominicWirth

Sinkende Wirtschaftsleistung,
steigendeArbeitslosigkeit, eine
höhere Schuldenquote:DieCo-
ronakrise hinterlässt in der
Schweiz tiefe Spuren. Gestern
hat der Ständerat vor diesem
Hintergrund darüber beraten,
wie esmit denAusgaben fürBil-
dung, Forschung und Innova-
tion indennächsten Jahrenwei-
tergehen soll. Und er hat sich in
einer lebhaften Debatte dafür
entschieden, nun nicht auf die
Bremse zu stehen, sondern im
Gegenteil sogarnochmehrGeld
fliessen zu lassen, als der Bun-
desrat vorgeschlagen hatte. Es
sei jetzt nicht der Zeitpunkt zu
«schmürzelen», formulierte es
Eva Herzog (SP/BS). Eine klare
Mehrheit ihrer Ratskollegen
stimmte zu.Widerstand leistete
primär die SVP – und teilweise
CVP und FDP.

Gut 28,1MilliardenFranken
will der Ständerat in den nächs-
ten vier Jahren bereitstellen. Es
handelt sich dabei um einen
Zahlungsrahmen, der bei den
jährlichen Budgetberatungen
noch angepasst werden kann.
Die kleine Kammer will damit
noch einmal knapp 200Millio-
nenFrankenmehr fürUniversi-
täten, Forschung und die Inno-
vationsförderung ausgeben als
der Bundesrat. Die Regierung
hatte fürdie Jahre2021bis 2024
eineErhöhungumzweiMilliar-
dengegenüberderFörderperio-
de2017bis 2020vorgeschlagen.
Das entspricht einem realen
Wachstumvondurchschnittlich
1,5 Prozent pro Jahr.

DenGürtel enger schnallen
oderGegensteuergeben?
Obwohl die Coronakrise die
KassenvonBundundKantonen
schwer treffenwirdunddiebun-
desrätlichen Vorschläge noch
aus der Zeit vor der Krise stam-
men, standeineReduktionnicht
zurDebatte. Einzig Jakob Stark,
der SVP-Ständerat, der früher
Thurgauer Finanzdirektor war,
sagte, dass man eigentlich über
Kürzungen diskutieren müsste.

Eine Aufstockung hingegen sei
ein «ganz schlechtes Signal» in
Zeiten, in denen viele im Land
den Gürtel enger schnallen
müssten. Neben Stark setzte
sich mit Peter Hegglin ein wei-

terer ehemaligerFinanzdirektor
dafür ein, bei den Vorschlägen
des Bundesrats zu bleiben und
auf einenAusbau zuverzichten.
Der Zuger sprach von einem
«veritablen Sturm», in den die

Schweizgeraten,undvomsiche-
ren Hafen, der «in weite Ferne
gerückt» sei.Und trotzdemfeie-
re man nun weiter, beschliesse
neue Ausgaben. Die Mehrheit
des Rats stellte sich indes auf

denStandpunkt, dass esnunzu-
sätzlichesGeld brauche.

Ruedi Noser von der FDP
wiesdaraufhin, dassman inden
letzten Wochen 60 Milliarden
Franken für die Strukturerhal-
tung ausgegeben habe. Im Ver-
gleich dazu rede man «heute
über Peanuts». Zudem sei das
Geldgut investiert,weil esnicht
Strukturen erhalte, sondern
Arbeitsplätze schaffe. Benedikt
Würth (CVP/SG)pflichtetebei –
es gelte nun mit Blick auf die
sicheintrübendeWirtschaftsla-
ge, Gegensteuer zu geben.

Der Löwenanteil des zu-
sätzlichen Geldes soll denn
auch in die FörderungderWirt-
schaft fliessen. Der Ständerat
will die Innovationsförderungs-
agentur Innosuissemit 130wei-
terenMillionen ausstatten.Die
Agentur fördert etwa Start-ups
oder Innovationsprojekte 2021–
2024 mit rund 1,2 Milliarden,
sofern auchderNationalrat zu-
stimmt.

Burkaverbot
fällt durch
Nationalrat Nach einer emotio-
nalen Debatte lehnte der Natio-
nalrat ein generelles Verhül-
lungsverbot ab. Dennoch sieht
dasParlamentHandlungsbedarf
undhateinen indirektenGegen-
vorschlaggezimmert. InderDe-
batte zeichnete sich bereits früh
ab, dass die Initiative keine
Mehrheitfindenwürde.MitAus-
nahme der SVP und einem
Grossteil der Mitte-Fraktion,
sprachen sich alle Fraktionen
gegen das Volksbegehren aus.
Nach einer mehrstündigen De-
batteempfahlderNationalratdie
Initiative«JafüreinVerhüllungs-
verbot» mit 114 zu 76 Stimmen
zur Ablehnung. Bereits früher
hattensichdieRäteaufeinen in-
direkten Gegenvorschlag ver-
ständigt. (rwa)

Richterwahl
mitGetöse
Bundesstrafgericht Die Wahl
neuer Richter für die höchsten
SchweizerGerichte ist in der Re-
geleineFormsache.GesternMitt-
woch leistete die SVP jedoch
Widerstand. Sie sprach Alberto
Fabbri die Eignung als Bundes-
strafrichter ab. Fraktionspräsi-
dentThomasAeschi (ZG)erklär-
teimNationalrat,Fabbrisei inder
Vergangenheitdurch«handwerk-
licheFehler»und«charakterliche
Mängel»aufgefallen.Erwarf ihm
verschiedene Vergehen vor. So
sollFabbri2007voneinemKom-
plott zur Absetzung des damali-
gen Bundesanwalts Valentin Ro-
schacher berichtet haben, in das
der damalige Justizminister
ChristophBlocherverwickelt sei.
LautderGeschäftsprüfungskom-
mission des Parlaments haben
sich die Anschuldigungen später
als unzutreffend erwiesen. Die
SVP beantragte deshalb, auf die
Wahl von Fabbri zu verzichten
unddasGeschäftandieGerichts-
kommission zurückzuweisen.
Trotzdem wählte die Vereinigte
BundesversammlungFabbrizum
neuenRichteramBundesstrafge-
richt inBellinzona. (rwa)

CVP-Parteibasis
hängtnicht am«C»
Christlich Im Bundeshaus ist
das«C»bereitsweg:Ummitder
BDPundderEVPzusammenzu
spannen, gab sichdieCVP-Frak-
tion einen neuen Namen: Sie
heisst nunMitte-Fraktion. Eine
Mitgliederbefragung der CVP
zeigt jetzt, dass die Basis nicht
amC imNamen hängt, wie der
«Blick» schreibt. LautCVP-Par-
lamentariern hatte Parteichef
Gerhard Pfister die Mitte-Frak-
tion am Dienstag informiert,
dass 53 Prozent der Basismit-
glieder einen Namen mit dem
Begriff«Mitte»bevorzugen. So-
wohl ein Name mit Bezug zu
bürgerlich-sozialenWerten wie
aucheinermit derBezeichnung
«christlich» kamen schlechter
weg, so der «Blick». Auf Anfra-
ge relativiert CVP-Generalse-
kretärinGiannaLuzio, es hand-
le sichumeinZwischenresultat,
das aus dem Kontext gerissen
wurde. Die Zahlen liessen sich
nicht so interpretieren. (chm)

Wohin das Geld fliesst

Alle vier Jahre wieder legt der
Bundesrat dar, wie viel Geld er in
Bildung, Forschung und Innova-
tion (BFI) fliessen lassenwill. Gut
60 Prozent der 28 Milliarden
Franken kommt den Hochschu-
len zugute. Für die Grundlagen-
forschung fliessen 4,6Milliarden
an den Schweizerischen Natio-
nalfonds; im Bereich Forschung
und Innovation ist Innosuissemit
über einer Milliarde die Haupt-
empfängerin. Ein weiterer wich-
tiger BFI-Bereich ist die Berufs-
bildung mit etwas unter vier Mil-
liarden Franken. (dow)

Der Ständerat will für Lehre und Forschungmehr Geld ausgeben als der Bundesrat. Bild: Getty Images

BenediktWürth
Ständerat CVP/SG

«MitBlickaufdas,
was inderWirtschaft
vorunssteht, istes
derrichtigeZeitpunkt,
aufzustocken.»

PeterHegglin
Ständerat CVP/ZG

«Der sichereHafen
ist inweiteFerne
gerückt.Trotzdem
feiernwirweiter.»
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